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Bremerhaven.  Der Magistrat
hat die Entsorgungsbetriebe
(EBB) beauftragt, den Betrieb
des Förderbrunnens Wuls-
dorf für ein weiteres Jahr zu
beantragen, um Lösung des
Grundwasserproblems zu
prüfen.

Die EBB wurden im Au-
gust 2021 beauftragt, den
Förderbetrieb des Versuchs-
brunnens bis zur maximalen
Entnahmemenge von
100.000 m3/a für ein Jahr
aufzunehmen. Der Probebe-
trieb soll Erkenntnisse über
Wasserqualität, Auswirkun-
gen aufs Regenwasserrück-
haltebecken Weißenstein,
auf den Kanal, Starkregen
sowie Geestemünder Markt-
fleet liefern. Ferner sollen
Informationen über Aufbe-
reitungsnotwendigkeiten des
Grundwassers für mögliche
Wasserstoffproduktion ge-
wonnen werden.

Der Grundwasserpegel

steigt
„Seit swb in Wulsdorf kein
Wasser mehr fördert, kämp-
fen Anwohner mit steigen-
dem Grundwasser, das Häu-
ser bedroht oder schädigt“,
so Bernd Schomaker, Dezer-
nent für die EBB. Grundwas-
serentnahme durch EBB
braucht Bewilligung. Einlei-
tung übers Abwassersystem
ins Gewässer Marktfleth ist
genehmigungspflichtig. Die
EBB muss auf Umweltschä-
den testen.

EBB rechnet mit

Ergebnissen bis Ende 2022
Mit allen Ergebnissen wird
über Folgeantrag mit eventu-
ell größerer Entnahmemenge
entschieden. Mit Ergebnissen
rechnet die EBB bis Ende
2022. Eine weitere Idee zur
Grundwassernutzung/Absen-
kung des Spiegels wird im
Bau- und Umweltausschuss
im Januar beraten. (pm/lit)

Grundwasser

EBB soll
Brunnen weiter
beantragen

Die Wahl zur Stadtverordneten-
versammlung am 14. Mai rückt
näher - und die jüngste im Auf-
trag der FDP vorgenommene Um-
frage zeigt, wie schwierig die Re-
gierungsbildung in Bremerhaven
werden könnte. Demnach müss-
ten sich nach den Umfrage-Er-
gebnissen vermutlich drei Partei-
en zusammentun. Für die FDP
sind das keine schlechten Vorzei-
chen. „Wir werden gebraucht für
eine Regierungskoalition“, stellt
deren Fraktionschef Hauke Hilz
fest, auch wenn die FDP in der
Wählergunst im Vergleich zur
Wahl 2019 von 6,1 Prozent auf 5
Prozent leicht verloren hat.

Die SPD erreicht in der „Sonn-
tagsfrage“ mit 25 Prozent die
höchsten Zustimmungswerte und
wäre die stärkste Kraft in der
Stadt. Die Sozialdemokraten lie-
gen damit ungefähr bei dem Er-
gebnis, das sie vor vier Jahren bei
der letzten Wahl zur Stadtverord-
netenversammlung erzielten. Die
Grünen folgen mit 21 Prozent -
und schneiden damit wesentlich
besser ab als vor vier Jahren. Die
CDU vereint 19 Prozent der Stim-
men auf sich und ist damit die
drittstärkste Kraft. Die CDU hatte
bei einer Umfrage im Januar 2021
noch bei 25 Prozent gelegen. An
vierter Stelle liegt die AfD mit 10
Prozent. Es folgen dicht beieinan-
der die Bürger in Wut (7 Prozent
), Die Linke (6 Prozent) und die
FDP.

Die FDP ließ auch danach fra-
gen, welche Koalitionsbündnisse
die Bremerhavener bevorzugen.

Mit einer Zustimmung von 35
Prozent liegt Rot-Grün vorne -
doch mit einer Mehrheit bei den
Sitzen könnte es für das Zweier-
bündnis eng werden. Gleiches gilt
für die große Koalition. In der Be-
liebtheitsskala folgen auf Platz
drei und vier die von Hilz ange-
sprochen Koalitionen „Deutsch-
land“ (SPD, CDU, FDP) und „Am-
pel“ (SPD, Grüne, FDP). Derzeit
regiert ein Dreierbündnis von
SPD, CDU und FDP in Bremerha-
ven.

Die FDP hatte das Meinungs-
forschungsinstitut Insa Consulere
mit der Umfrage beauftragt. In
der Zeit zwischen dem 14. und
dem 21. November wurden per
Telefon stichprobenartig 500 Bre-
merhavener im Alter ab 18 Jah-
ren befragt.

Deutlich wurde dabei auch,
dass eine Mehrheit der Bremer-
havener für die Magistratsreform
ist. 51 Prozent der Befragten spra-
chen sich dafür aus, künftig fünf
bis sechs hauptamtliche Mitglie-
der jeweils für die Dauer der Le-
gislaturperiode zu wählen und

die ehrenamtlichen Stadträte ab-
zuschaffen, 31 Prozent sind dage-
gen. Nur Wähler der AfD und von
BiW lehnen demnach die Magist-
ratsreform mehrheitlich ab. „Für
uns ist das ein klarer Auftrag,
nach der Wahl die Magistratsre-
form weiter zu verfolgen“, so
Hilz.

Die letzte Frage zielte auf die

Schuldenbremse in Bremerha-
ven, deren Erhalt ein Herzensthe-
ma der FDP ist. Damit scheint die
Partei für die Mehrheit zu spre-
chen, 56 Prozent der Befragten
sprechen sich dafür aus, an dem
Instrument festzuhalten - darun-
ter tendenziell viele ältere Men-
schen. Nur die Gruppe der 30- bis
39-Jährigen sieht das anders.

Mit Blick auf die Parteien sind
es nur die Wähler der Linken, die
mehrheitlich auf die Schulden-
bremse verzichten wollen - die
Wähler aller anderen Couleur
wollen die Schuldenbremse auch
weiterhin fest verankert wissen,
darunter die Wähler von FDP
und BiW mit Abstand am stärks-
ten.

Für Rot-Grün reicht es derzeit nicht
Umfrage sieht SPD vorne - Regierungsbildung wohl nur über die FDP - Nur eine Altersgruppe sieht es anders

VON JENS GEHRKE

Bremerhaven. Wenn die Bürger

in Bremerhaven jetzt wählen

dürften, würde die SPD das

Rennen vor den Grünen ma-

chen. Die CDU wäre nur noch

drittstärkste Kraft. Das ergibt

eine repräsentative Umfrage.

Die Wunschkoalition vieler Bür-

ger ist derzeit nicht möglich.

Wie bewerten Sie die folgenden möglichen Regierungskoalitionen in der Stadt Bremerhaven 
in der nächsten Legislaturperiode?

Sehr gut

Mögliche Regierungskoalitionen
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Bremerhaven. Die „Najade“ hat
viele Gegner. Das reicht vom
Bundesrechnungshof über den
Steuerzahlerbund bis zu Bürgern,
die den Ersatzbau für die „Seute
Deern“ als Millionengrab ableh-
nen. Sie werden sich nicht über
die überraschende Nachricht aus
Berlin freuen.

Der Haushaltsausschuss des
Bundestags hat sich am Mittwoch
erneut mit dem 46 Millionen Eu-
ro teuren Projekt beschäftigt, bei
dem am Ende im Museumshafen
der Nachbau des ersten deut-
schen Vollschiffs mit einem Stahl-
rumpf schwimmen soll. Der An-
lass: Die Bundesbeauftragte für
Kultur und Medien, die seit dem
Grundsatzbeschluss für die Um-
setzung des Nachbaus zuständig
ist, hatte hier den Antrag der
Stadt Bremerhaven auf Planungs-
mittel aus dem „Najade“-Topf in
Höhe von 2,4 Millionen Euro vor-
gelegt.

Herausgekommen ist nach An-
gaben von Uwe Beckmeyer aber
wesentlich mehr. Der ehemalige
Bremerhavener SPD-Bundestags-
abgeordnete und Parlamentari-
sche Staatssekretär kümmert sich
seit Jahren darum, dass in Berlin
das „Najade“-Projekt voran-
kommt. Er geht jetzt davon aus,
dass mit dem neuen Beschluss
des Haushaltsausschusses nicht
nur die Planungsmittel grünes
Licht erhalten haben. Seiner An-
sicht nach bedeutet der Be-

schluss, dass die gesamte Summe
in Höhe von 46 Millionen Euro
endgültig abgesegnet worden ist.
„Ab jetzt wird die Bundesbeauf-
tragte für Kultur und Medien alle
weiteren Umsetzungsschritte
prüfen, aber sie kann die Mittel
ohne weitere Befassung des
Haushaltsausschusses freigeben“,
sagt er. In Bremerhaven dürfte
jetzt bald der Bewilligungsbe-
scheid für die Planungsmittel ein-
gehen. Mit Geld soll auch ein
Konzept erarbeitet werden, wie
der Betrieb des Schiffs auf solide
Fundamente gestellt werden
kann. Für Beckmeyer ist klar,
dass die „Najade“ als Museums-
schiff ein wichtiger Teil des Deut-
schen Schifffahrtsmuseums
(DSM) sein wird. Und zwar mit
Ausstellungen an und unter Deck
zum Thema Gütertransport auf
See und Umschlag im Hafen.

Man merkt Beckmeyer die Zu-
friedenheit über den Erfolg an. Er

selbst erinnert an die „Quer-
schüsse“ aus verschiedenen poli-
tischen Lagern. Er erinnert an
den Bundesrechnungshof, der die
„Najade“ als überflüssig einstufte,
da mit der „Peking“ in Hamburg
bereits ein historischer Frachtseg-
ler als Exponat der Epoche zur
Verfügung stehe.

Aber nicht nur von dieser Seite
gab es Kritik. Der Bund der Steu-
erzahler hatte von einem „einem
krassen Fall von Steuergeldver-
schwendung“ gesprochen. Und
aus dem FDP-geführten Bundes-
ministerium für Bildung und For-
schung war der Vorschlag ge-
kommen, mit den „Najade“-Milli-
onen den Scharoun-Bau des DSM
zu sanieren. Beckmeyer schwebt
hingegen im Jahr 2027, wenn die
Stadt 200. Geburtstag feiert, ein
runderneuertes DSM vor, das
über ein neu gestaltetes Außenge-
lände verfügt, einschließlich der
„Najade“.

Überraschende
„Najade“-Entscheidung
Haushaltsausschuss des Bundestags beschäftigt sich erneut mit dem Schiff

VON KLAUS MÜNDELEIN

Der Haushaltsausschuss des Bundestags hat sich erneut mit den Mil-

lionen für die „Najade“ beschäftigt. Mit einem unerwarteten Ergeb-

nis. Foto: Archiv/Historisches Museum
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